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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie

1. Abgeordneter
Dr. Martin 
Neumann
(FDP)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
für das eigene politische Handeln aus den Be-
schlüssen des Koalitionsausschusses vom 22. Ap-
ril 2020 und insbesondere deren Auswirkungen 
auf die geplante Einführung eines nationalen 
Emissionshandels vor dem Hintergrund, dass laut 
Beschlusspapier „Belastungen für Beschäftigte 
und Unternehmen durch Gesetze und andere Re-
gelungen möglichst zu vermeiden“ sind (Punkt 7 
des Beschlusspapiers: „7. Durch die Corona-Krise 
hat sich die wirtschaftliche Situation für die Be-
schäftigten und Unternehmen in unserem Land 
deutlich geändert. Deshalb wird die Koalition be-
sonders darauf achten, Belastungen für Beschäf-
tigte und Unternehmen durch Gesetze und andere 
Regelungen möglichst zu vermeiden“)?

2. Abgeordneter
Pascal Meiser
(DIE LINKE.)

In welcher Form und durch wen wird nach Kennt-
nis der Bundesregierung während der Laufzeit des 
Kredits kontrolliert, dass Unternehmen, die im 
Rahmen der Corona-Krise Kredite über das KfW-
Sonderprogramm 2020 erhalten, die für dieses 
Programm vorgegebenen Bedingungen einhalten, 
wonach Gewinn- und Dividendenausschüttungen 
während der Laufzeit des Kredits nicht zulässig 
sind und die Gesamtvergütung für Geschäftsfüh-
rer und geschäftsführende Gesellschafter während 
der Laufzeit des Kredits auf maximal 150.000 Eu-
ro pro Jahr und Person zu beschränken sind?

3. Abgeordneter
Dr. Christoph 
Hoffmann
(FDP)

Wie viele Unternehmen haben seit Anfang April 
2020 Förderung zur Vliesherstellung für Schutz-
masken beantragt, und wie viele Mittel wurden 
bereits ausgezahlt (www.tagesschau.de/investigati
v/ndr-wdr/masken-vliesstoff-101.html)?

4. Abgeordneter
Dr. Christoph 
Hoffmann
(FDP)

Wie fördert die Bundesregierung deutsche Unter-
nehmen, die ihre Produktion auf die Herstellung 
von FFP-Schutzmasken oder sogenannte Volks-
masken temporär umstellen, und schließt dies ei-
ne garantierte Mindestabnahme durch die Bun-
desregierung ein?

5. Abgeordnete
Daniela Kluckert
(FDP)

Welcher wirtschaftliche Schaden ist nach Kennt-
nis der Bundesregierung bisher dadurch entstan-
den, dass Geschäfte mit mehr als 800 qm Ver-
kaufsfläche ihre Verkaufsfläche auf 800 qm be-
grenzen müssen (www.handelsblatt.com/unterneh
men/handel-konsumgueter/gutachten-der-uni-bon
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n-hygiene-institut-haelt-quadratmeter-begrenzun
g-fuer-nicht-nachvollziehbar/2576478.html?ticke
t=ST-485371-tR1BJgjO1PrAdMXYGjK-ap2)?

6. Abgeordnete
Daniela Kluckert
(FDP)

Zu welchen wirtschaftlichen Schäden ist es im 
Einzelhandel nach Kenntnis der Bundesregierung 
durch den Shutdown seit Mitte März 2020 ge-
kommen (www.tagesschau.de/inland/corona-mass
nahmen-117.html)?

7. Abgeordnete
Claudia Müller
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Gründe sprechen aus Sicht des Bundesmi-
nisters für Wirtschaft und Energie für und wider 
die Anrechnung eines Betrages für den eigenen 
Lebensunterhalt in den Soforthilfen für Solo-
selbstständige, wie es z. B. Baden-Württemberg 
mit der Anrechnung des Pfändungsfreibetrages 
von 1180 Euro für den eigenen Lebensunterhalt 
möglich gemacht hat, und von welchen Einspa-
rungen für den Bundeshaushalt geht die Bundes-
regierung durch die Nichtanrechnung eines Betra-
ges für den eigenen Lebensunterhalt bei den So-
forthilfen für Soloselbstständige und Kleinstunter-
nehmen aus?

8. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Hält die Bundesregierung das „Rundschreiben zur 
Anwendung des Vergaberechts im Zusammen-
hang mit der Beschaffung von Leistungen zur 
Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen Co-
ronavirus SARS-CoV-2 durch das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie für legal und ver-
hältnismäßig, und wenn ja, warum (www.forum-v
ergabe.de/fileadmin/user_upload/Downloads/200
319_RS_BMWi_Dringlichkeitsvergabe_Coron
a.pdf)?

9. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Welche Leistungen oder Aufträge wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung im Ober- wie im 
Unterschwellenbereich oder als Vertragserweite-
rungen als dringliche Vergaben für die kurzfristi-
ge Bewältigung der Corona-Epidemie und/oder 
der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs der öf-
fentlichen Verwaltung vergeben, und welche Kos-
ten sind dadurch entstanden (www.reguvis.de/ver
gabe/news/nachrichten-vergaberecht/nachrichten-
detail/artikel/das-corona-virus-und-das-vergabere
cht-rundschreiben-des-bmwi-zu-dringlichen-verg
aben-36151.html)?

10. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Welche Zielwerte müssen nach Ansicht der Bun-
desregierung erreicht sein bis eine umfassende 
Planung zum Hochverfahren der Wirtschaft, ins-
besondere der Gastronomie und Hotellerie, vorge-
legt wird und dieses Vorgehen nach Ansicht der 
Bundesregierung „verantwortlich ist“, wie der 
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Bundesminister für Wirtschaft und Energie ver-
lautbaren ließ (www.tagesschau.de/wirtschaft/alt
maier-gastronomie-101.html)?

11. Abgeordneter
Uwe Kekeritz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffas-
sung der Autoren des Artikels „Pandemic profi-
teers: how foreign investors could make billions 
from crisis measures“ (https://longreads.tni.org/pa
ndemic-profiteers/), dass Investor-Staat-Streit-
schlichtungsverfahren in der Corona-Krise durch 
Investoren benutzt werden, um Schadenersatz gel-
tend zu machen, und welche Schritte plant die 
Bundesregierung, bi- bzw. multilateral zu unter-
nehmen, um dem zu begegnen?

12. Abgeordneter
Stefan Gelbhaar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Pläne hat die Bundesregierung, um kleine 
mittelständische Betriebe mit über zehn Mitarbei-
tenden, wie es sie vielfach in der Fahrradindustrie 
sowie im Bereich Fahrradtourismus gibt, während 
der Corona-Krise bundesweit einheitlich vor In-
solvenzen zu bewahren, und welche Pläne hat die 
Bundesregierung, um diese Branchen in der er-
warteten Rezession konkret zu unterstützen?

13. Abgeordneter
Oliver Luksic
(FDP)

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus 
dem Autogipfel der Bundesregierung vom 5. Mai 
2020 für die Automobilwirtschaft in Deutschland, 
und welche Maßnahmen plant sie zu deren Unter-
stützung?

14. Abgeordneter
Stephan Kühn 
(Dresden)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Anträge auf Gewährung der sogenann-
ten Kaufprämie für E-Autos liegen dem zuständi-
gen Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle derzeit zur Bearbeitung vor, und wie lang ist 
derzeit die durchschnittliche Bearbeitungsdauer 
pro Antrag (bitte bei beiden Teilfragen getrennt 
für das alte Antragsverfahren vor dem 18. Februar 
2020 und das neue Antragsverfahren nach dem 
18. Februar 2020 darstellen)?

15. Abgeordnete
Dr. Ingrid Nestle
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist der Bundesregierung bekannt, dass mit der No-
vellierung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
(www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsv
wvbund_08052007_LF156116410.htm) am 
30. April 2020 dem Patentinhaber für transpon-
derbasierte Systeme zur Bedarfsgerechten Nacht-
kennzeichnung (BNK) zu einer marktbeherrsch-
enden Stellung verholfen worden sein könnte und 
so Betreiber von Windkraftanlagen mit einer mo-
nopolistischen Marktstellung des Anbieters und 
einem Vergütungsverlust konfrontiert werden?
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16. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sieht die Bundesregierung Bedenken in der Um-
setzung der Vermittlungsausschuss-Beschlüsse 
vom Dezember 2019 zur Senkung der EEG-Um-
lage (Bundestagsdrucksache 19/16060), und 
wenn, welche wären das?

17. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie ist der Stand des EU-Beihilfeverfahrens be-
züglich des Entwurfs eines Gesetzes zur Reduzie-
rung und zur Beendigung der Kohleverstromung 
und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleaus-
stiegsgesetz, Bundestagsdrucksache 19/17342), 
und welche Prüfkriterien werden nach Kenntnis 
der Bundesregierung angelegt?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und für Verbraucherschutz

18. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Ist angedacht, aufgrund der gesundheitlichen und 
organisatorischen Beeinträchtigungen von öffent-
lichen Gerichten im Rahmen der Corona-Krise 
auch für diese ein Rettungsprogramm aufzulegen, 
welches unter anderem zu Stellenaufwüchsen 
führt (FAZ vom 19. März 2020, https://faz.net/akt
uell/rhein-main/gerichte-in-zeiten-der-corona-kris
e-16685935.html, zuletzt abgerufen am 28. April 
2020)?

19. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Welche Schlussfolgerungen bzw. Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung aus der Aussage des 
früheren Präsidenten des Bundesverfassungsge-
richts, Hans-Jürgen Papier, der in der „Süddeut-
schen Zeitung“ im Zusammenhang mit Ein-
schränkungen der Grundrechte sagte: „Wenn sich 
das über eine längere Zeit hinzieht, dann hat der 
liberale Rechtsstaat abgedankt“ (www.sueddeutsc
he.de/politik/coronavirus-grundrechte-freiheit-ver
fassungsgericht-hans-juergen-papier-1.4864792?r
educed=true)?

20. Abgeordneter
Christian Kühn 
(Tübingen)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie ist der genaue Zeitplan des Bundesministe-
riums der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) für das Bauträgerrecht, und wenn es kei-
nen gibt, warum nicht?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

21. Abgeordneter
Christian Kühn 
(Tübingen)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung, ein Soforthilfepro-
gramm für Obdachlose aufzusetzen, damit Länder 
und Kommunen bei der Suche nach Räumlichkei-
ten für Obdachlose sowie deren Versorgung finan-
ziell unterstützt werden, und wenn nicht, wieso 
nicht?

22. Abgeordnete
Claudia Müller
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch ist der prozentuale Anstieg der Anzahl 
der Anträge von freiwillig gegen Arbeitslosigkeit 
versicherten Selbstständigen für Arbeitslosen-
geld I seit Beginn der Corona-Pandemie im Ver-
gleich zu den Monaten des Vorjahres, und welche 
Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
um wie für Bezieher und Bezieherinnen von 
Kurzarbeitergeld Anreize für durch die Corona-
Pandemie arbeitslose Selbstständige in ALG I- 
oder ALG II-Bezug zu setzen, damit diese eine 
Beschäftigung in einem systemrelevanten Bereich 
aufnehmen?

23. Abgeordnete
Margit Stumpp
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Legt die Bundesregierung dem Deutschen Bun-
destag noch in der ersten Jahreshälfte 2020 ihr 
Konzept für die Zustellförderung für Tageszei-
tungs- und Anzeigenblattverlage vor, und erwägt 
sie, vor dem Hintergrund der von der Corona-Kri-
se finanziell stark getroffenen Medienbranche ins-
gesamt, ebenfalls eine Infrastrukturförderung von 
Radiosendern, Fernsehsendern sowie Online-Me-
dien auf den Weg zu bringen?

24. Abgeordneter
Torsten Herbst
(FDP)

Wie viele Mitarbeiter hat das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales zum Stichtag 15. April 
2020 beschäftigt, und für wie viele dieser Mitar-
beiter waren zum selben Stichtag die technischen 
Voraussetzungen geschaffen worden, ihren Ar-
beitsplatz vollumfänglich ins Homeoffice zu ver-
legen?

25. Abgeordneter
Stefan Schmidt
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch war die prozentuale Differenz zwischen 
tatsächlichen und anerkannten laufenden Kosten 
der Unterkunft und Heizung (KdU), die für Leis-
tungsberechtigte des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB II) in den Jahren 2018 und 2019 in 
den Jobcentern Kulmbach, Lichtenfels, Regens-
burg (Landkreis), Rhön-Grabfeld, Kitzingen, 
Main-Spessart, Aichach-Friedberg, Dachau, 
Memmingen (Stadt), Unterallgäu, Oberallgäu, 
Freyung-Grafenau und Rosenheim bewilligt wur-
de (bitte nach Jahren und Jobcenter-Bezirken auf-
schlüsseln)?
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26. Abgeordnete
Sabine 
Zimmermann 
(Zwickau)
(DIE LINKE.)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
derzeit in den sieben Berufen mit den niedrigsten 
monatlichen Bruttoarbeitsentgelten das durch-
schnittliche Entgelt, und wie hoch in den sieben 
Berufen mit den höchsten monatlichen Bruttoar-
beitsentgelten?

27. Abgeordnete
Sabine 
Zimmermann 
(Zwickau)
(DIE LINKE.)

Wie stellt sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in diesen jeweils sieben Berufen mit den 
niedrigsten und den höchsten monatlichen Brutto-
arbeitsentgelten der prozentuale Anteil der Be-
schäftigten im Niedriglohnbereich aktuell dar?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

28. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Treffen Hinweise zu (www.abgeordnetenwatc
h.de/profile/canan-bayram/fragen-antworten/50
9 113), dass die Bundesregierung die geplante 
breite gesellschaftliche Debatte über die Bewaff-
nung von Drohnen der Bundeswehr durch Veran-
staltungen im Bundesverteidigungsministerium 
ersetzen will, obwohl im Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD steht, dass über eine 
mögliche Bewaffnung von Drohnen erst nach 
„ausführlicher völkerrechtlicher, verfassungs-
rechtlicher und ethischer Würdigung“ entschieden 
wird (www.morgenpost.de/politik/article2279793
35/Angst-vor-Killerkommandos-AKK-will-bewaf
fnete-Drohnen.html), und warum kann die Bun-
deswehr nicht alle Pläne, Drohnen zu bewaffnen, 
bis nach der Beendigung der Corona-Krise stor-
nieren, um diese gesellschaftliche Debatte zu er-
möglichen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft

29. Abgeordnete
Steffi Lemke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie bewertet das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft den Zusammenhang 
zwischen globaler Naturzerstörung, insbesondere 
als Konsequenz der Ausbreitung landwirtschaft-
lich genutzter Flächen und der Zunahme von Vi-
renübertragung mit daraus resultierenden Epide-
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mien (www.de-ipbes.de/files/Zusammenhang%20
Coronavirus%20und%20Lebensraumzerstoerun
g_Joachim-Hans%20Spangenberg.pdf)?

30. Abgeordnete
Steffi Lemke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie bewertet das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft den Zusammenhang 
zwischen internationalem Wildtierhandel und der 
Zunahme von Virenübertragung mit daraus resul-
tierenden Epidemien, und wie positioniert sich 
das Ministerium zur möglichen Einführung einer 
Positivliste für Tiere, die in Deutschland legal ge-
halten werden dürfen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

31. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Was sieht das medizinische Konzept vor, in wel-
ches die Bundesregierung die von ihr inzwischen 
favorisierte Handy-App gegen Corona einpassen 
möchte, etwa hinsichtlich der Mindestteilnehmer-
quote, des Aufspürens von infizierten und nicht-
infizierten Kontaktpersonen, der maßgeblichen 
Kontaktdauer und -nähe sowie der dafür notwen-
digen technischen Barrierefreiheit, der Meldewe-
ge und -inhalte, des Rats zu beziehungsweise der 
Anordnung von häuslicher und stationärer Qua-
rantäne sowie sonstiger Folgemaßnahmen der Ge-
sundheitsämter (www.zeit.de/digital/datenschutz/
2020-04/corona-app-tracking-handydaten-bluetoo
th-datenschutz)?

32. Abgeordnete
Maria Klein-
Schmeink
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche epidemiologischen und gesundheitspoliti-
schen Anforderungen, wie beispielsweise die Ver-
meidung von Falsch-Positiven oder die konkreten 
Schritte nach einer Positiv-Meldung, liegen der 
Entwicklung einer Tracing-App durch die Tele-
kom und SAP im Auftrag der Bundesregierung 
zugrunde (https://t3n.de/news/bundesregierung-be
auftragt-sap-127427/), und welche dieser Anfor-
derungen wurden im Auftrag an die beteiligten 
Unternehmen explizit festgehalten?

33. Abgeordneter
Dr. Konstantin von 
Notz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung, eine (eigen-)gesetzli-
che Regelung zur derzeit in der Entwicklung be-
findlichen „Corona-Tracing-App“ vorzulegen, die 
beispielsweise die Freiwilligkeit der Nutzung be-
tont und sicherstellt, dass es zu keiner, auch nicht 
späteren, Bevorzugung bzw. Diskriminierung von 
(Nicht-)Nutzerinnen und Nutzern der App 
kommt, höchste IT-Sicherheits- und Daten-
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schutzstandards gewährleistet, eine Reduktion auf 
die absolut notwendigen Daten garantiert und eine 
enge Zweckbindung und Löschung der auf den 
Geräten der Nutzerinnen und Nutzer verbleiben-
den Daten zum frühestmöglichen Zeitpunkt si-
cherstellt, den Zugriff von Dritten, auch und gera-
de Sicherheitsbehörden, klar ausschließt, gleich-
zeitig aber die Möglichkeit schafft, Daten zu For-
schungszwecken freiwillig zu spenden und klar-
stellt, dass der SourceCode offengelegt und so-
wohl das Bundesamt für die Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI) als auch der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit (BfDI) von vorneherein bei der Ent-
wicklung und Prüfung einbezogen werden?

34. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

In welchen Initiativen beteiligt sich die Bundesre-
gierung (auch auf EU-Ebene, vgl. „COVID-19 
Passport“, euractiv.com vom 28. April 2020) an 
der Entwicklung und Implementierung eines digi-
talen Gesundheitszertifikates, das hinsichtlich der 
Corona-Pandemie erfolgte Tests, Antikörperbe-
stimmungen, den Impfstatus oder andere Angaben 
enthalten könnte („Corona-Gesundheitszertifikat 
als Exitstrategie“, heise.de/tp vom 28. April 
2020), und welche Pläne verfolgt die Bundesre-
gierung, um eine solche Immunstatusdokumenta-
tion für die Gewährung von Privilegien der im 
Rahmen des Infektionsschutzgesetzes verhängten 
Grundrechtseinschränkungen zu nutzen?

35. Abgeordneter
Kai Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Kriterien (beispielsweise bezüglich Paten-
tierung, Produktion, Preistransparenz, Verfügbar-
machung von Forschungsdaten und Studien, glo-
bale Verteilung etc.) müssen aus Sicht der Bun-
desregierung erfüllt sein, damit ein Impfstoff ge-
gen Covid-19 als „globales, öffentliches Gut“ 
(Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel am 24. April 
2020, www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelle
s/allianz-gegen-covid-19-1746976) bezeichnet 
werden kann, und welche internationale Organisa-
tion wäre aus Sicht der Bundesregierung dafür ge-
eignet, die Einhaltung dieser Kriterien sicherzu-
stellen?

36. Abgeordnete
Kordula Schulz-
Asche
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele pflegebedürftige Menschen nehmen 
nach Kenntnis der Bundesregierung seit Beginn 
der epidemischen Lage nationaler Tragweite we-
niger oder keine Pflegesach- (§ 36 SGB XI) oder 
Kombinationsleistungen (§ 38 SGB XI) mehr in 
der eigenen Häuslichkeit in Anspruch, und wel-
che Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um 
eine pflegerische Versorgung sicherzustellen?
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37. Abgeordnete
Kordula Schulz-
Asche
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um Be-
schäftigten in Krankenhäusern Bonuszahlungen 
gleich wie den Beschäftigten in stationären Pfle-
geeinrichtungen und ambulanten Pflegediensten 
zukommen zu lassen, wenn ja, welche, und wenn 
nicht, warum nicht?

38. Abgeordneter
Torsten Herbst
(FDP)

Wie hat sich die Zahl der Intensivbetten in den 
Krankenhäusern des Freistaates Sachsen nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den vergange-
nen drei Monaten entwickelt, und welcher Anteil 
dieser Intensivbetten war in den Kalenderwochen 
10 bis 18 des Jahres 2020 jeweils durchschnittlich 
mit Covid-19-Patienten belegt (bitte durchschnitt-
liche Belegung pro Kalenderwoche einzeln ange-
ben)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr
und digitale Infrastruktur

39. Abgeordneter
Oliver Luksic
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung die Rechtslage 
zum Tragen von Schutzmasken und vergleichba-
ren Schutzobjekten, die das Gesicht teilweise ver-
decken, in Kraftfahrzeugen in der gegenwärtigen 
Corona-Krise und insbesondere im Hinblick auf 
die jetzt in vielen Bundesländern erlassene Mas-
kenpflicht, und wie will die Bundesregierung si-
cherstellen, dass Fahrzeugführende, etwa von 
Bussen, Taxis und Fahrdiensten, durch das Tragen 
von Masken zum Schutz der eigenen Gesundheit 
und der Gesundheit ihrer Fahrgäste nicht für Ver-
stöße gegen den § 23 Absatz 4 der Straßenver-
kehrsordnung belangt werden?

40. Abgeordneter
Stephan Kühn 
(Dresden)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Planfeststellungsverfahren der Ver-
kehrsprojekte des Bundesverkehrswegeplans sind 
von den Einschränkungen der Covid-19-Pande-
mie derzeit betroffen (bitte Angaben getrennt 
nach Verkehrsträgern aufschlüsseln), und wie be-
absichtigt die Bundesregierung, mit den im § 5 
des Entwurfs zum Planungssicherstellungsgesetz 
vorgesehenen Online-Konsultationen, die Erörte-
rungstermine und mündliche Verhandlungen er-
setzen sollen, sicherzustellen, dass auch diejeni-
gen Betroffenen ihre Belange vortragen können, 
die keinen Internetzugang haben bzw. aus ander-
weitigen Gründen keinen Zugang zur Technik ha-
ben?
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41. Abgeordneter
Dr. Christian Jung
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung das aktuelle 
Problem illegaler Transportdurchführungen im 
Straßengüterverkehr, und wie plant die Bundesre-
gierung, neben vereinzelten Straßenkontrollen, 
flächendeckend dagegen vorzugehen („Jeder vier-
te ausländische Lkw wurde beanstandet“ vom 
23. April 2020, abrufbar unter www.bgl-ev.de/we
b/medien/presse/article_archiv.htm&news=3420
&year=2020)?

42. Abgeordneter
Dr. Christian Jung
(FDP)

Welche Vorgaben und Empfehlungen gibt die 
Bundesregierung aktuell zu den Aufhebungen der 
Lenk- und Ruhezeiten sowie der Fahrverbote an 
Sonn- und Feiertagen für Lkw-Fahrer heraus, und 
mit welcher Begründung wurde eine Rückkehr zu 
den normalen Regelungen für die Lenk- und Ru-
hezeiten abgelehnt („Scheuer verlängert Ausnah-
men bei Lenk- und Ruhezeiten“ vom 17. April 
2020, abrufbar unter www.verkehrsrundschau.de/
nachrichten/scheuer-verlaengert-ausnahmen-bei-l
enk-und-ruhezeiten-2593477.html)?

43. Abgeordneter
Stefan Gelbhaar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit welchen Maßnahmen plant die Bundesregie-
rung dem voraussichtlichen Trend entgegenzuwir-
ken, dass bei Lockerung der Corona-Schutzmaß-
nahmen ein großer Teil der Bevölkerung nicht 
mehr mit Bus und Bahn, sondern bevorzugt mit 
dem Auto unterwegs sein wird, und plant die 
Bundesregierung Anreize zum Kauf von Fahrrä-
dern, um deren Nutzung gegenüber dem Auto at-
traktiv zu machen?

44. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Verstöße gegen die Kabotagevorschrif-
ten (Güterkraftverkehrsgesetz, GüKG) wurden 
seit Aussetzen der im Zuge der Corona-Krise ein-
geführten Ausnahmeregelung festgestellt bzw. ge-
ahndet, und wie viele Verstöße gegen die Kabota-
gevorschriften wurden 2019 festgestellt?

45. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bis wann will die Bundesregierung die in ihrer 
Methodik überarbeitete Standardisierte Bewer-
tung von Verkehrswegeinvestitionen des öffentli-
chen Personennahverkehrs vorlegen, und welche 
wesentlichen Änderungen sind bei der Überarbei-
tung berücksichtigt worden?

46. Abgeordneter
Sven-Christian 
Kindler
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hat sich der Krankenstand (Anzahl und Dau-
er der Krankheitslage) im Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur und seinen 
nachgelagerten Behörden in den Jahren 2018 und 
2019 dargestellt (bitte detailliert aufschlüsseln)?
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47. Abgeordneter
Sven-Christian 
Kindler
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Häfen und Hafenanlagen in Niedersach-
sen verfügen nach Kenntnis der Bundesregierung 
seit wann über eine Landstromversorgung für 
Schiffe (bitte Art und Kapazität der jeweiligen 
Landstromversorgungsanlagen auflisten)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit

48. Abgeordnete
Sylvia Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Mitarbeitende von deutschen Atom-
kraftwerken haben sich nach Kenntnis der Bun-
desregierung bisher mit dem Coronavirus infi-
ziert, und welche ist für jeden der heute in 
Deutschland noch betriebenen Reaktoren die nor-
male Anzahl bzw. die Mindestanzahl an verfügba-
ren Schichtmannschaften für den Leistungsbetrieb 
(vgl. Antwort auf meine Schriftliche Frage 103 
auf Bundestagsdrucksache 19/18344)?

49. Abgeordnete
Sylvia Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Auswirkung hätte ein extremer Personal-
ausfall in den zuständigen deutschen atomrechtli-
chen Aufsichtsbehörden mit einer teilweisen oder 
ganzen Unterbrechung der erforderlichen Atom-
aufsicht auf den Betrieb von Atomkraftwerken in 
Deutschland, und auf welches Regelwerk würde 
sich die Umsetzung angemessener Maßnahmen 
stützen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

50. Abgeordnete
Dr. Ingrid Nestle
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Ener-
giemenge, die über die angestrebten Energiepart-
nerschaften mit den Staaten der ECOWAS (Bun-
destagsdrucksache 19/18122) im Jahr 2030 im-
portiert werden kann, und welche der angespro-
chenen Staaten sind bis 2030 in der Lage, über 
den Eigenbedarf an erneuerbarer Energie hinaus 
grünen Wasserstoff zu exportieren?

51. Abgeordneter
Kai Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern besteht aus Sicht der Bundesregierung 
Handlungsbedarf, die Forschungsfinanzierung für 
Medikamente gegen Covid-19 – ähnlich wie dies 
bei der Impfstoffforschung bereits der Fall ist – 
international zu koordinieren, und welche interna-
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tionale Organisation ist aus Sicht der Bundesre-
gierung am besten dafür geeignet, diese Aufgabe 
zu erfüllen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

52. Abgeordnete
Renate Künast
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern wurde der bereits für 2018 geplante 
„Leitfaden für die nachhaltige Textilbeschaffung 
der Bundesverwaltung“, der dazu beitragen soll, 
dass die Bundesverwaltung bis 2020 50 Prozent 
der Textilien nach ökologischen und sozialen Kri-
terien beschafft (Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
19/7567), verabschiedet, und wie will die Bundes-
regierung das genannte Ziel im bereits laufenden 
Jahr 2020 erreichen?

53. Abgeordneter
Uwe Kekeritz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung 
zur Bekämpfung der drohenden „Hunger-Pande-
mie“ (www.tagesschau.de/ausland/entwicklungs
minister-mueller-corona-hunger-101.html) in Tei-
len Afrikas, die als Folge der Corona-bedingten 
Ausgangsbeschränkungen droht, und welche Er-
gebnisse hat die Geberkonferenz der EU am 
4. Mai 2020 hierzu ergeben (www.spiegel.de/polit
ik/deutschland/corona-und-entwicklungshilfe-in-d
er-krise-ist-sich-jeder-selbst-der-naechste-a-40a07
02d-5f75-41d1-aa7f-a5b9407a8484)?

54. Abgeordnete
Eva-Maria 
Schreiber
(DIE LINKE.)

Inwiefern plant die Bundesregierung, ihre Zahlun-
gen für private Gesundheitsdienstleistungen, wie 
PPP – Public Private Partnership, in Entwick-
lungsländern daran zu knüpfen, dass die Staaten 
diese Gesundheitsinfrastruktur auch für die Ex-
pansion für freie Tests, Behandlung und Pflege in 
dieser wegen der Corona-Pandemie sehr heraus-
fordernden Zeit für alle Menschen, unabhängig 
vom Geldbeutel, zu öffnen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

55. Abgeordneter
Stefan Schmidt
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Hinweise liegen der Bundesregierung vor, 
wonach Frauen im Vergleich zu Männern prozen-
tual gesehen weniger günstige Zinsangebote und 
durchschnittlich geringere Darlehenssummen be-
willigt bekommen (www.welt.de/finanzen/verbra
ucher/article189784933/Kredite-Frauen-werden-b
ei-Anfragen-und-Darlehen-diskriminiert.html), 
und welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
regierung aus der angegebenen Studie von Ver-
ivox aus dem Jahr 2019?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern,
für Bau und Heimat

56. Abgeordneter
Pascal Meiser
(DIE LINKE.)

Welche Bundesministerien werden nach Kenntnis 
der Bundesregierung von der Unternehmensgrup-
pe Piepenbrock gereinigt (bitte nach Bundesmi-
nisterien sowie für die Jahre 2020 und 2021 diffe-
renzieren)?

57. Abgeordnete
Martina Renner
(DIE LINKE.)

Mit welchem Ergebnis wurde nach Kenntnis der 
Bundesregierung die bei Marko G. gefundene 
Munition aus Beständen von Bundesbehörden 
(beispielsweise Zoll, Bundeskriminalamt, Bun-
deswehr) mit der von Bundesbehörden beim Trai-
ning auf dem Schießplatz „Bockhorst“ in Güstrow 
abgeglichen (https://taz.de/Rechte-Prepper-Grupp
e-Nordkreuz/!5674282/)?

58. Abgeordnete
Martina Renner
(DIE LINKE.)

Welche Ermittlungen sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung bezüglich der bei Marko G. ge-
fundenen Munition aus Beständen von Bundesbe-
hörden eingeleitet worden?

59. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Welche Kriterien müssen nach Kenntnis der Bun-
desregierung vorliegen, damit das Bundesamt für 
Verfassungsschutz eine Organisation als soge-
nannten Verdachtsfall einstuft (bitte aufschlüsseln 
nach den zehn wichtigsten Kriterien), und zählt 
der Versuch einer Organisation, „in den politi-
schen Raum einzuwirken“, als ein solches Kriteri-
um (www.spiegel.de/politik/deutschland/rechtsext
remismus-goetz-kubitscheks-institut-fuer-staatspo
litik-wird-zum-verdachtsfall-a-a099e200-d1b6-4b
9c-a36c-87e6419e0e31)?
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60. Abgeordneter
Thomas Seitz
(AfD)

Kann ein Näheverhältnis von Bürgern oder Orga-
nisationen bzw. von deren Mitgliedern und Mitar-
beitern als Geschäftspartner, Follower etc. zu ei-
ner vom Bundesamt für Verfassungsschutz als 
Verdachtsfall eingestuften Organisation ebenfalls 
ein Kriterium dafür sein, dass diese wiederum 
selbst als Verdachtsfall eingestuft und nachrich-
tendienstlich behandelt werden?

61. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

Für welche Geheimdienste aus Drittstaaten trägt 
die Bundesregierung wie der in der Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 12a auf Bundestags-
drucksache 19/18872 genannte EU-Mitgliedstaat 
verdeckte Fahndungen im Schengener Informati-
onssystem ein und benachrichtigt diese anschlie-
ßend über Treffer, wie es unter anderem im EU-
Ratsdokument 6322/20 beschrieben und neuer-
dings von mehreren EU-Mitgliedstaaten prakti-
ziert wird (www.europarl.europa.eu/doceo/docum
ent/E-9-2020-000699_DE.html; bitte wie auf 
Bundestagsdrucksache 19/17989, Frage 13a, erbe-
ten, die Geheimdienste der einzelnen Drittstaaten 
nennen), und in welchem Zeitraum erfolgt eine 
solche Treffermitteilung gewöhnlich oder im Ein-
zelfall?

62. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Wird die Bundesregierung in Zukunft ein oder 
mehrere erneute Planspiele wie jenes von 2012 
unterstützen oder selbst durchführen, um eine La-
ge wie die Corona-Krise besser angehen zu kön-
nen (Nordkurier vom 18. März 2020, https://nord
kurier.de/politik-und-wirtschaft/virus-planspiel-en
dete-in-echten-seuchen-gau-1838763403.html, 
zuletzt abgerufen am 28. April 2020)?

63. Abgeordnete
Filiz Polat
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern sind von der Veränderung des Pro-
gramms der Bundesregierung für die EU-Ratsprä-
sidentschaft aufgrund der Corona-Pandemie die 
Verhandlungen zur EU-Roma-Rahmenstrategie 
Post 2020 betroffen?

64. Abgeordnete
Filiz Polat
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele gemeinwesenorientierte Projekte 
(GWO) werden im Jahr 2020 durch das BAMF 
gefördert, und wie viele der gemeinwesensorien-
tierten Projekte sind spezifische Angebote für 
Frauen (in beiden Fragestellungen mit der Bitte 
um Aufschlüsselung nach Anzahl der Anträge, 
Anzahl der Bewilligungen, Gesamtfördersumme, 
Anzahl der Ablehnungen, jeweils differenziert 
nach Wohlfahrtsverbänden, Migrantenselbstorga-
nisationen und sonstigen)?
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65. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

Wie viele minderjährige Flüchtlinge nahm die 
Bundesrepublik Deutschland seit 1. Januar 2019 
bundesweit aus Griechenland auf (bitte nach Ge-
schlecht, wie viele am 1. Januar geboren sind und 
wie viele Covid-19-positiv getestet wurden auf-
schlüsseln)?

66. Abgeordnete
Ulla Jelpke
(DIE LINKE.)

Wie viele Abschiebungen gab es im ersten Quar-
tal 2020 (bitte nach Monaten und den neun wich-
tigsten Zielstaaten aufschlüsseln), und warum hat 
der Bundesinnenminister bislang nicht sein Ein-
vernehmen für einen bundesweiten Abschiebe-
stopp erklärt bzw. auf die Länder eingewirkt, dass 
diese entsprechende Regelungen treffen, um 
Rechtssicherheit für die Betroffenen zu schaffen, 
angesichts der Tatsache, dass momentan aufgrund 
der Corona-Pandemie faktisch so gut wie keine 
Abschiebungen durchgeführt werden können 
(www.dw.com/de/vermutlich-keine-weiteren-absc
hiebungen-wegen-coronavirus/a-52818647)?

67. Abgeordnete
Ulla Jelpke
(DIE LINKE.)

In welchem Umfang wurden durch die Bundespo-
lizei Maßnahmen zur Durchsetzung von Allge-
meinverfügungen und Verordnungen der Länder 
zum Schutz vor der Verbreitung des SARS-CoV-2 
in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich ergriffen, 
und werden durch die Bundespolizei dabei auch 
Bußgelder verhängt?

68. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Inwieweit plant die Bundesregierung, neben der 
Kranzniederlegung an der Neuen Wache am 
8. Mai 2020 in Berlin, an der neben Bundespräsi-
dent Dr. Frank-Walter Steinmeier auch Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel sowie die Präsiden-
ten des Deutschen Bundestages, Bundesrates und 
Bundesverfassungsgerichts teilnehmen (dpa vom 
28. April 2020) auch eine Ehrung an einem Sow-
jetischen Ehrenmal in Berlin (zum Beispiel im 
Tiergarten unweit der Neuen Wache oder Trep-
tow), um am 75. Jahrestag daran zu gedenken, 
dass der 8. Mai 1945 „kein Tag der deutschen 
Selbstbefreiung“ (www.bundesregierung.de/breg-
de/aktuelles/70-jahre-kriegsende-mahnung-fuer-al
le-zeit-299818) war, sondern es der entscheidende 
Anteil der Roten Armee bzw. der Sowjetunion 
war, die Deutschen von den Nationalsozialisten 
befreit zu haben (www.berliner-zeitung.de/politi
k-gesellschaft/das-dankesfest-am-89-mai-wie-abe
r-feiern-li.81632)?

69. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

In welcher Höhe erhielten Projekte der „Türkisch 
Islamischen Union der Anstalt für Religion e. V.“ 
(DITIB) im Jahr 2019 Zuwendungen aus dem 
Bundeshaushalt (bitte nach Empfänger der Förde-
rung, Haushaltstitel, Zweck der Förderung, Zusa-
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gen bzw. Inaussichtstellungen und Höhe der aus-
gezahlten Fördersumme auflisten), und in welcher 
Höhe sind Zuwendungen des Bundes für die DI-
TIB im Jahr 2020 vorgesehen (bitte nach Empfän-
ger der Förderung, Haushaltstitel, Zweck der För-
derung sowie Zusagen bzw. Inaussichtstellungen 
der Höhe der Fördersumme auflisten)?

70. Abgeordnete
Renate Künast
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch ist die derzeitige prozentuale Beschaf-
fung von nachhaltigen Textilien in die Bundesver-
waltung insgesamt, und wie hoch ist die jeweilige 
Prozentzahl in den Bundesministerien einschließ-
lich der nachgeordneten Behörden?

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

71. Abgeordneter
Omid Nouripour
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Warum werden bereits erteilte Visa zur Familien-
zusammenführung, die aufgrund der durch die 
Corona-Pandemie verursachten Reisebeschrän-
kungen nicht in Anspruch genommen werden 
können, nicht verlängert (www.facebook.com/W
DRforyou/videos/449856499147240/), was zur 
Folge hat, dass diese Visa verfallen und neu bean-
tragt werden müssen, sodass es nach meiner Auf-
fassung erneut Jahre dauern kann bis zu einer 
nächsten Visa-Entscheidung, obwohl ich vom 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat mitgeteilt bekommen habe, dass die Einheit 
der Familie besonders zu schützen ist, und warum 
werden die Einreisen für Verlobte und werdende 
Eltern für die Zeit der Pandemie nicht erleichtert?

72. Abgeordneter
Omid Nouripour
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie ist der Kenntnisstand der Bundesregierung 
über einen möglichen Giftgaseinsatz in Tripolis 
oder andernorts in Libyen im April 2020 durch 
die Truppen Khalifa Haftars bzw. ihn unterstüt-
zende Truppen, z. B. der russischen Wagner-
Gruppe, und welche Maßnahmen hat sie ergriffen, 
um diese Vorwürfe des libyschen Innenministers 
Fathi Bashagha lückenlos aufzuklären (https://ma
damasr.com/en/2020/04/25/feature/politics/un-mi
ssion-in-libya-to-investigate-claims-lna-used-che
mical-weapons-in-tripoli/)?

73. Abgeordneter
Dr. Anton Friesen
(AfD)

Wie steht die Bundesregierung zu dem Konzept 
einer „Konferenz für Sicherheit und Zusammenar-
beit im Nahen Osten“, analog zur KSZE der 
1970er und 1980er Jahre, wie es beispielsweise 
am 23. Juli 2019 offiziell vom russischen Außen-
ministerium vorgestellt wurde (www.mid.ru/en/li
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ga-arabskih-gosudarstv-lag-/-/asset_publisher/0vP
3hQoCPRg5/content/id/3733593; www.mid.ru/ru/
foreign_policy/international_safety/conflicts/-/ass
et_publisher/xlEMTQ3OvzcA/content/id/373357
5?p_p_id=101_INSTANCE_xlEMTQ3OvzcA&_
101_INSTANCE_xlEMTQ3OvzcA_languageld=
en_GB)?

74. Abgeordneter
Dr. Anton Friesen
(AfD)

Warum hat das Auswärtige Amt die Stellungnah-
me des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
der am 18. Dezember 2019 vom Bundeskabinett 
gebilligten Kabinettsvorlage zur Schaffung des 
„Bundesamts für Auswärtige Angelegenheiten“ 
nach meiner Kenntnis nicht beigelegt, obwohl 
dies die „Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien“ vorsieht?

75. Abgeordnete
Eva-Maria 
Schreiber
(DIE LINKE.)

Wie plant die Bundesregierung während ihrer 
Ratspräsidentschaft, EU-Rechtskommissar Didier 
Reynders bei der von ihm 29. April 2020 ange-
kündigten Erarbeitung eines Lieferkettengesetzes 
auf europäischer Ebene konkret zu unterstützen 
(www.business-humanrights.org/en/rbc-event-du
e-diligence-with-commissioner-reynders)?

76. Abgeordneter
Armin-Paulus 
Hampel
(AfD)

An wie vielen Auslandsvertretungen des Auswär-
tigen Amts in Asien und Afrika wurden bedingt 
durch die Corona-Pandemie der Mitarbeiteranzahl 
reduziert bzw. wurden Familienangehörige von 
Mitarbeitern vorsorglich abgezogen, und wie lan-
ge soll die Reduzierung nach derzeitigem Stand 
anhalten?

77. Abgeordnete
Heike Hänsel
(DIE LINKE.)

Sieht die Bundesregierung eine Gefahr der Spal-
tung des Jemen angesichts der vom separatisti-
schen „Südübergangsrat“ (Southern Transitional 
Council, STC) im Süden des Jemen ausgerufenen 
Selbstverwaltung, die u. a. von mehreren südli-
chen Gouvernements abgelehnt wird, und wie be-
wertet die Bundesregierung die laufenden Ver-
handlungen für einen landesweiten Waffenstill-
stand in dem Land, der zwischen dem von Saudi-
Arabien angeführten und durch Waffenlieferun-
gen durch die Bundesregierung unterstützten Mi-
litärbündnis und den Anasrollah („Huthis“) ver-
handelt wird, auch angesichts der anhaltenden 
Autonomiebestrebungen (Deutsche Welle, Im Je-
men wächst die Angst vor einer weiteren Spal-
tung, 28. April 2020: www.dw.com/de/im-jemen-
w%C3%A4chst-die-angst-vor-einer-weiteren-spal
tung/a-53271926, sowie: Junge Welt, Vom Frie-
den entfernt, 28. April 2020: www.jungewelt.de/a
rtikel/377330.jemen-vom-frieden-entfernt.html)?
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78. Abgeordnete
Heike Hänsel
(DIE LINKE.)

Hat sich die Bundesregierung (und wenn ja, in-
wiefern) in Zusammenhang mit der Amnestie, die 
das türkische Parlament für Strafgefangene ange-
sichts der Corona-Pandemie erlassen hat und im 
Zuge derer bis zu 90.000 Gefangene entlassen 
werden sollen, für eine Freilassung oder für eine 
Umwandlung der Haftzeit von Risikogruppen in 
Hausarrest der politischen Gefangenen mit deut-
scher Staatsbürgerschaft eingesetzt, und welche 
Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der erlassenen Amnestie, angesichts dessen, 
dass sie politische Gefangene ausnimmt, die we-
gen angeblichen Terrorverdachts – darunter Jour-
nalistInnen, MenschenrechtsaktivistInnen und Re-
gierungskritikerInnen –, inhaftiert sind (Deutsche 
Welle, 14. April 2020, Türkei entlässt tausende 
Gefangene: www.dw.com/de/t%C3%BCrkei-entl
%C3%A4sst-tausende-gefangene/a-53115093)?
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